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Das Gebührenäguivalent oder die Steuer auf das 
Bermögen der todten Hand. 
Von Theodor Eglauer. 


Literatur: L. v. Stein, Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaſt, 
4. Auflage, II. Band, Seite 161; E. Fr. Schäffle, die Grundſätze 
der Steuerpolitik, Seite 513; G. Schönberg, Handbuch der politi⸗ 
ſchen Oekonomie, II. Band, Seite 412; F. H. Geffcken, Erbrecht 
und Erbſchaſtſteuer (Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung und Volks⸗ 
wirthſchaft im deutſchen Reich. N. F., V. Band, Seite 204). 

Der Gedanke, die Güter der todten Hand mit einer außerordent⸗ 
lichen Steuer zu belegen, iſt von der franzöſiſchen Revolution ausge⸗ 
gangen und wurde zuerſt in Frankreich durch das Geſetz vom 
20. Februar 1849 über die „Taxe des biens de main morte“ 
realiſirt. Man erachtete es nämlich für unbillig, daß der Immobilar⸗ 
beſitz juriſtiſcher Perſonen in der Regel dem gewöhnlichen Tauſchverkehre 
entrückt ſei und dadurch den Vermögensübertragungsgebühren entgehe, 
und war beſtrebt, dieſe Unbilligkeit durch eine beſondere Abgabe auf 
das unbewegliche Vermögen der todten Hand auszugleichen. 

Oeſterreich (nebſt Ungarn) folgte in dem in ſeinen Grundzügen 
dem franzöſiſchen Syſteme nachgebildeten Geſetze vom 9. Februar 1850 
(für die Länder der ungariſchen Krone ddo. 2. Auguſt 1850) dem 
franzöſiſchen Beiſpiele bald nach. 

In England wurde im Jahre 1853 die Einführung des Ge⸗ 
bührenäquivalentes in Vorſchlag gebracht, doch kam ein Geſetz hierüber 
nicht zu Stande. Zuletzt wurde es in Bayern durch das Gefetz vom 
18. Auguſt 1879 über das Gebührenweſen (Artikel 216 ff.) nach fran⸗ 
zöſiſchem Muſter eingeführt. 

Das Gebührenäquivalent beſteht alſo nur in wenigen Staaten 
Europas, trotzdem die Gebühren von Vermögensübertragungen, welche 
die Vorausſetzung desſelben bilden, in dem Budget faſt aller europäi⸗ 
ſchen Staaten und ſelbſt in anderen Welttheilen eine wichtige Rolle 
ſpielen ). Es iſt bekannt, daß die ältere finanzwiſſenſchaſtliche An⸗ 


) Es ſei hiebei auf die intereſſante Schrift von Karl Freiherrn von 
Abgaben von den Uebertragungen unbe⸗ 


Czörnig aufmerkſam gemacht: „Die 
weglichen Eigenthums.“ Trieſt 1869. 


ſchauung über das Weſen der Verkehrsſteuern, zu denen eben alle 
Gebühren von Vermögensübertragungen gehören, in denſelben ausſchließ⸗ 
lich eine Steuer auf den aus den einzelnen Verkehrsacten reſultirenden 
Gewinn erblickte (L. v. Stein, Finanzwiſſenſchaft, 1. Auflage, 1860, 
Seite 412); dieſer Auffaſſung nach ließe ſich aber die Nothwendigkeit 
des Gebührenäquivalentes aus dem Weſen der genannten Steuer nicht 
folgern. Denn gelangen die Güter der todten Hand nicht in den 
üblichen Verkehr, jo nehmen deren Befitzer auch keinen Antheil an dem 
aus Verkehrsgeſchäften zu erzielenden Gewinne: eine Taxe auf derlei 
Güter wäre alſo damit nicht zu rechtfertigen. 


Allein nach der Auffaſſung der neueren finanzwiſſenſchaftlichen 
Schule ſind die ſogenannten Verkehrsſteuern reine Vermögensſteuern 
in der Form von Auflagen auf den Verkehr mit Vermögensbeſtand⸗ 
theilen (Gütern) 2). Da die Form allein für das Weſen eines Din⸗ 
ges nicht entſcheidend iſt, ſo müſſen billiger Weiſe auch diejenigen gleich⸗ 
gearteten Vermögensgegenſtände, welche nicht in den gewöhnlichen Ver⸗ 
kehr kommen, auf eine andere Weiſe zu dieſer Steuer herangezogen wer⸗ 
den, um diefelbe allgemein zu geſtalten und damit einer der erſten 
Anforderungen der Finanzwiſſenſchaft an eine Steuer gerecht zu werden. 
Dieſe zuletzt erwähnte Auffaſſung der Verkehrsſteuer erklärt in einem 
Zuge auch das Gebührenäquivalent in zufriedenſtellender Weiſe, was 
nebenbei zum Beweiſe für deren Richtigkeit dient. 


Mit der Stellung der Verkehrsſteuern im Steuerſyfteme iſt denn 
auch jene der Steuer auf das Vermögen der todten Hand gegeben. Sie 
iſt eine die Härten der übrigen Steuern ausgleichende Vermögensſteuer 
und bildet den Uebergang von den die Production des Güterbeſitzes 
belaſtenden directen Steuern zu den die Conſumtion der beſitzloſen 
Clafſſen der Bevölkerung treffenden indirecten Abgaben, zu welchen letz⸗ 
teren ſie ungeachtet der directen Einhebungsform gezählt wird. 


In dem franzöſiſchen Geſetze vom 20. Februar 1849 iſt man 
von der Vorausſetzung ausgegangen, daß die im Verkehre ſtehenden 
Immobilien durchſchnittlich alle 20 Jahre ihren Eigenthümer wechſeln 
(ebenſo im bayeriſchen Geſetze vom 18. Auguſt 1879), und daß die 
jedesmaligen Uebertragungsgebühren im Durchſchnitte den zwanzigſten 
Theil des Werthes der übertragenen Realitäten oder das einjährige 
Reinerträgniß derſelben ausmachen, und hat deshalb den zwanzigſten 
Theil (5%) des jährlichen Reinertrages oder ein Viertel Percent des 


Realitätenwerthes als jährlichen Betrag der Taxe für die Güter der 
todten Hand angenommen. (In Bayern wurde das Gebührenägquivalent 


mit 1% des Werthes des Immobilarbeſitzes der todten Hand ohne 
Abzug der Schulden für 20 Jahre vom Tage des letzten Anfalles der 
gleich großen Immobilarverkehrsſteuer beſtimmt.) 

Unter der weiteren Annahme, daß die Grundſteuer in Frankreich 
ſich durchſchnittlich auf 8% des Reinertrages der Grundſtücke auf Ge⸗ 


) Dr. Guſt. Schönberg, Handbuch der politiſchen Oekonomie, II. Band, 
S. 386 ff. 
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bäude belaufe, wurde die genannte Taxe dann mit fünf Achtel oder Jahren in vorhinein bemeſſen, wonach auf jedes einzelne Jahr als 
62¼% der ordentlichen Grundſteuer feſtgeſetzt >). Gebühr , (4%) des reinen Jahreseinkommens entfällt. 

Falls ſich der Geſchenkgeber die Nutznießung einer der todten 5. Der auf dieſe Art bemeſſene Jahresbetrag des Gebühren⸗ 
Hand geſchenkten Realität vorbehalten hat, wird dort dieſe Taxe für äquivalentes iſt in den für die Entrichtung der Grund- und Hausſteuer 
die Zeit des Fruchtgenuſſes nur mit 50% der ordentlichen Grundſteuer feſtgeſetzten Zeitabſchnitten (vierteljährig) zugleich mit dieſen Steuern 
berechnet. Güter, welche im Laufe des Jahres von einer taxpflichtigen | einzuzahlen. 

Gemeinſchaft erworben werden, unterliegen dieſer Abgabe ſchon vom 6. Dieſe Gebühr haftet auf dem Einkommen von den gedachten 
1. Jänner des nächſtfolgenden Jahres an; ſie wird von allen der unbeweglichen Gütern und hat dem zum Genuſſe derſelben Berechtigten 
Grundſteuer unterworfenen Immobilien, welche den Departements, Ge- nach Maßgabe der Dauer des Genuſſes zur Laſt zu fallen. ®) 

meinden, Spitälern, Seminarien, Kirchen, religiöſen Congregationen, In Ungarn wurde das Gebührenäquivalent mit dem Geſetze 
Conſiſtorien, Wohlthätigkeitsanſtalten, Actiengeſellſchaften und anderen vom 2. Auguſt 1850, R. G. Bl. Nr. 329, eingeführt, das unter 
derlei geſetzlich genehmigten Anſtalten und Corporationen gehören, gleich⸗ Tarifpoſt 106, lit. D obige geſetzliche Beſtimmung und im Anhange 
zeitig mit der Grundſteuer eingehoben und verwaltet. Durch nachträg— dazu die obeitirte Durchführungsvorſchrift enthält. 

liche Staatsrathsbeſchlüſſe find davon die Schifffahrtscanäle und der In beiden Theilen der Monarchie erfolgte die Einführung des 
Bahnkörper der Eiſenbahnen ausgenommen worden. (Perroux, die Aequivalentes ohne die ſonſt übliche Motivirung in den als Beilage 
franzöſiſchen directen Steuern, deutſch von Joppen, 1874, Seite 184; zum allgemeinen Reichsgeſetz⸗ und Regierungsblatte verbffentlichten 
vergleiche auch v. Hock, die Finanzverwaltung Frankreichs, Seite 158.) Miniſterialvorträgen, indem weder in dem Vortrage des Miniſterrathes 

Nach dieſem franzöſiſchen Vorbilde wurde nun in Oeſterreich vom 26. Jänner 1850 (ad R. G. Bl. Nr. 50), noch in jenem vom 
mit dem Geſetze vom 9. Februar 1850, R. G. Bl. Nr. 50 (wirkſam 25. Juli 1850 (ad R. G. Bl. Nr. 329) des Gebührenäquivalentes 
feit 15. Mai 1850) ) das Gebührenäquivalent vom Beſitze unbeweg⸗ auch nur mit Einem Worte Erwähnung geſchieht, obgleich im erſteren 
licher, eine Rente gewährender Güter nachbenannter juriſtiſcher Perſonen Vortrage eine ausführliche und detaillirte Begründung der neuen 
eingeführt. Tarifpoſt 106, lit. B, e dieſes Gebührengeſetzes lautet: Gebührenvorſchriften aufgenommen wurde. 

„Für den Beſitz unbeweglicher Güter, welche eine Rente gewähren, Wahrſcheinlich ging man hiebei von der an und für ſich richtigen 
haben Gemeinden, Kirchen, Stiftungen, geistliche Beneficien nach je zehn Anſicht aus, daß das Gebührenäquivalent nur eine Conſequenz der im 
Jahren ein Gebührenäquivalent mit zwei Percent von dem Werthe zu Geſetze voranſtehenden Gebühren für Beſitzveränderungen unbeweglicher 
entrichten. Die Grundſätze in Abſicht auf die Werthsausmittlung zur Sachen ſei und als ſolche keiner näheren Begründung bedürfe. Aus 
Bemeſſung des Aequivalentes werden durch eine beſondere Vorſchrift dieſem Grunde ſei hier der im Vortrage des Miniſterrathes vom 
Ace Baca Nec f, ae dd . Fe 26. Jänner 1850 enthaltenen Begründung letzterer Gebühren gedacht. 

ß ae IS ABER zen StR IDEEN ON „Diele Beſitzveränderungen eignen ſich vorzugsweiſe dazu, eine 
vom 1. Mai 1850, kundgemacht mit Finanz⸗Miniſterialverordnung Abgabe 15 u für 15 pu es en e Fo 991 
vom 3. Mai 1850, R. G. Bl. Nr. . bildet, ſolgt nucdyebarn: | Grundbeſttze begriffenen Nationalcapitals abzuwerfen. In einem geordneten 

1. Zur Bemeſſung des Gebührenäquivalentes von zwei Percent, Staate äußern ſich die Wirkungen aller die Rechtsſicherheit befeſtigenden 

welches Gemeinden, Kirchen, Stiftungen und Beneficien von dem Werthe und die allgemeine Wohlfahrt fördernden Einrichtungen in einer ſtetigen 
unbeweglicher, eine Rente gewährender Güter für jede Beſitzdauer von Zunahme des Werthes von Grund und Boden und überhaupt unbe⸗ 
10 Jahren zufolge Tarifpoſt 106, , e des proviſoriſchen ) Geſetzes weglichen Beſitzthums. Unter dem Schutze weiſer Geſetze und einer 
vom 9. Februar 1850 zu entrichten haben, iſt der Werth diefer kräftigen Regierung findet eine fortſchreitende Vermehrung zweier wichtiger 
unbeweglichen -Güter von zehn zu zehn Jahren auf der Grundlage des Factoren ſtatt, welche die Erhöhung des Werthes unbeweglichen Beſitz⸗ 
während der letzten Jahre im Durchſchnitte erhaltenen Ertrages aus- thumes zu bewirken ſtreben: Die Vermehrung der Bevölkerung und des 
zumitteln. 5 8 > beweglichen Capitals. Die Zunahme der erſten ſtrebt die Preiſe der 
2. Zum Behufe dieſer Bemeſſung hat die Gemeinde, Körperſchaft, Bodenerzeugniſſe zu erhöhen, die Production zu ſteigern und zu ver⸗ 
der Verwalter des Vermögens einer Stiftung und bei Beneficien der vollkommnen und den Taglohn zu mindern, jene des Capitals hingegen 
im Bezuge der Früchte ſtehende Nutznießer den im Laufe der a] den Zinsfuß herabzudrücken. Beide Aenderungen vereinigen ſich aber 
zehn Jahre ſtattgefundenen reinen Ertrag bei dem zur Bemeſſung der in der für den Grundbeſitz günſtigen Wirkung, daß das bewegliche 
Gebühren von Vermögensübertragungen beſtellten Amte, in deſſen Bezirke Capital die Anlegung im liegenden Beſitze fucht, und daß der letztere 
die Realität gelegen iſt, einzubekennen. Für die erſte zehnjährige Periode in dem Maße einen höheren Werth erhält, in welchem der Preis der 
(d. h. für die Zeit vom 15. Mai 1850 bis 31. October 1860) hat Bodenerzeugniſſe ſteigt, die durch verbeſſerte Cultur zunehmende Ausbeute 
die Einbekennung bis 1. Auguſt 1850 zu erfolgen (Für das folgende der Production günſtigeren Abſatz findet, der Betrieb der Landwirthſchaft 
Decennium (1. November 1860 bis 31. October 1870] war dies bis durch die Verminderung des Taglohnes erleichtert wird und der Bins- 
15. September 1860 angeordnet.) fuß ſinkt 0 


3. Die Angaben des Bekenntniſſes werden durch die politifche f 
Bezirksbehörde unter Beiziehung von Sachverſtändigen, ſoweit ſolche 
als nothwendig erkannt wird, und mit Benützung der Ertragsrechnungen 
und Inventarien geprüft und der Betrag des reinen Einkommens, 
dann das Zwanzigfache desſelben ) als Werth der Realität ausgemittelt, 
wobei übrigens rückſichtlich des Betrages, unter welchem der Werth 
nicht anzunehmen iſt, der $ 50 des Geſetzes vom 9. Februar 1850 
Anwendung zu finden hat (d. i. nämlich nicht unter dem Hundertfachen 
der ordentlichen Steuer). 

4. Das Gebührenäquivalent wird von dem auf dieſe Art aus⸗ 
gemittelten Werthe mit 2 von 100 für einen Zeitraum von zehn 


Enthält dieſe ſchöne Begründung der Immobilarverkehrsſteuern 
in Bezug auf die Verminderung des Taglohnes auch etwas ſanguiniſche 
Hoffnungen, ſo iſt ſie doch noch heutzutage muſtergiltig und kann, wie 
ſie hier ſteht, als Begründung des Gebührenäquivalentes mitgelten. Hat 
etwa der Grundbeſitz der todten Hand keinen Antheil an der aus dem 
Verkehre ſich ergebenden Werthserhöhung von Grund und Boden, keinen 
Nutzen aus der hieraus folgenden Theuerung der Bodenerzeugniſſe und 
Steigerung der Production? Dieſe Bemerkungen dürften genügen, um 
die leitenden Grundſätze bei Einführung des Gebührenäquivalentes in 
Oeſterreich⸗Ungarn klar zu legen. 


Mit dem Finanz⸗Miniſterialerlaſſe vom 30. März 1852, 
) In neueſter Zeit hat der Abgeordnete Briſſon in der franzöſiſchen 8. 35.061, wurde entſchieden, daß das Gebührenäquivalent von allen 
Kammer den Antrag auf ſchärfere Heranziehung des Vermögens der Klöſter zur Gemeinden (Communitäten), ſo auch von Klöſtern und Stiften als 
E 5 e December 1861, g. 40485 geiſtlichen Gemeinden für den Beſitz unbeweglicher Güter, welche eine 
4) F. M. E. vom 4. er „ . 40.437. 3 5 ; ; ; 2 
5) Dieſes urſprünglich proviſoriſch bis zur Berathung und endgiltigen Rente gerdähten, 50 entrichten iſt. Dasselbe 3 V 
Beſchlußfaſſung des öſterreichiſchen Reichsrathes eingeführte Geſetz iſt ſeither im congregationen (insbeſondere auch dem deutſchen Ritterorden), Dom⸗ und 
Allgemeinen beibehalten und nur durch Novellen in einzelnen Tarifpoſten und | — .. 


Paragraphen abgeändert worden ) Die Partei kann jedoch auch die ganze zehnjährige Schuldigkeit auf 
6) N B. der zwanzigfache, aber nicht etwa dieſer und der einjährige einmal vorhinein entrichten. (F. M. E. vom 6. Juli 1853, Z. 24.593.) 
Reinertrag. Bei Berechnung des Reinertrages können nur die im § 56 des 5) Das Gebuͤhrenäquivalent iſt vom Eigenthümer (gegen Regreß an den 


Gebührengeſetzes gedachten Koſten (öffentliche Abgaben), worunter die Paſſiven Nutznießer) zu zahlen. (F. M. E. vom 29. December 1853, Z. 50.586, und 
nicht gehören, berückſichtigt werden. (F. M. E. vom 2. April 1852, 3. 14.004.) | vom 12. Mai 1854, Z. 18.680.) 
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Collegiatcapiteln, Innungen, Stiftungen ohne Unterſchied ihres Zweckes 


und Schulen, welche ein geſtiftetes Vermögen beſitzen (Finanz⸗Miniſterial⸗ 
erläſſe vom 3. Mai 1850, Z. 5766, 30. September 1851, 3. 16.173, 
und 30. März 1852, 3 25.017). 

Dagegen ſind nach dem mehrerwähnten Geſetze vom Gebühren⸗ 
äquivalente befreit: Aus perſönlichen Gründen, und zwar gemäß Tarif⸗ 
poſt 75, lit. a, der Staatsſchatz und die aus dem Staatsſchatze dotirten 
Fonde und Anſtalten ), woſern nicht die Verpflichtung zur Zahlung 
des Aequivalentes eine dritte Perſon wegen des ihr eingeräumten Frucht⸗ 
genuſſes oder Gebrauchsrechtes trifft (Finanz⸗Miniſterialerlaß vom 
30. März 1852, 8. 11.213), wie namentlich der Religions⸗ und 
Cameralfond (Finanz-Miniſterialerlaß vom 30. September 1851, 
3. 16.173); fodann ſachgemäß Eiſenbahngeſellſchaften, Gewerksgeſell⸗ 
ſchaften u. dergl. 
3 8383), indem Geſellſchaften keine Gemeinden im Sinne des Gebühren- 
geſetzes ſind. 


In Bezug auf Beneficien erklärte der Finanz⸗Miniſterialerlaß⸗ 


vom 30. März 1852, 8. 22.418, daß Kirchendiener ſelbſt nicht 
Beneficiauten ſind; ſie unterliegen daher bezüglich des Beſitzes der un⸗ 
beweglichen Güter auch nicht dem Gebührenäquivalente. Inſoferne jedoch 
die ihnen oder z. B. Gemeindedienern zum Genuſſe überlaſſenen un⸗ 
beweglichen Realitäten zu einem geiſtlichen Beneficium, beziehungsweiſe 
Gemeindebeſitze gehören oder eine Stiftung ſind, unterliegen dieſelben 
dem Gebührenäquivalente, indem der Umſtand, daß der Gebühren⸗ 
pflichtige den Gebrauch oder den Fruchtgenuß des Gegenſtandes einer 
dritten Perſon überlaſſen hat, den erſteren von der Verpflichtung, das 
Aequivalent zu entrichten, nicht enthebt. 

Geiſtliche Pfründengüter, welche eine Rente gewähren, unterliegen 
dem Gebührenäquivalente ohne Unterſchied, ob der zur Entrichtung des⸗ 
ſelben Verpflichtete außerdem noch ein anderes Einkommen beziehe oder 
nicht, und ob daher durch deſſen Reinertrag die geſetzliche Congrua des 
Pfründners gedeckt erſcheine oder nicht (Erlaß der Finanz⸗Landesdirection 
für Tirol und Vorarlberg vom 5. März 1852, 3. 2668). 

Nach. den Gebührengeſetzen vom Jahre 1850 haben äquivalent⸗ 
pflichtige Perſonen bei Erwerbung unbeweglicher Güter weder die 
1½ percentige Eintragungsgebühr, noch die 1 ½⸗, reſp. 3 ½ percentige 
Uebertragungsgebühr von der Erwerbung des Eigenthumsrechtes, Frucht⸗ 
genuſſes oder Gebrauchsrechtes unbeweglicher Sachen, wohl aber bei 
unentgeltlichen Erwerbungen ſolcher die 1, 4 oder Spercentige Schenkungs⸗ 
gebühr zu entrichten (Finanz⸗Miniſterialerlaß vom 8. November 1851, 
Z. 11.621, und vom 15. December 1852, Z. 46.201). 

Bei zweiſeitig verbindlichen Rechtsgeſchäften, welche zwiſchen einer 
der ordentlichen Gebührenentrichtung und einer dem Gebührenäquivalente 
unterliegenden Perſon geſchloſſen werden, war letztere zwar von der 
Entrichtung der auf fie entfallenden Hälfte der 1½- oder 3 percenti⸗ 
gen Gebühr loszuzählen, aber nicht von der ſolidariſchen Haftung für 
die andere Hälfte der Gebühr, welche den dem Gebührenäquivalente 
nicht unterliegenden Compaciscenten trifft (Finanz-⸗Miniſterialerlaß vom 
1. Jänner 1853, 3. 47.648), ohne Unterſchied, ob die äquivalent⸗ 
pflichtige Perſon unbewegliche Güter erwirbt oder veräußert (Finanz⸗ 
Miniſterialerlaß vom 14. Jänner 1853, Z. 48.385). 

Dagegen waren nach dieſen Geſetzen neue Erwerbungen ſowie 
Veräußerungen unbeweglicher, eine Rente gewährender Sachen ſeitens 
einer äquivalentpflichtigen Perſon während eines innerhalb der im 8 44 
desſelben Geſetzes feſtgeſetzten Friſt anzuzeigen und wurde in ſolchen 
Fällen das Aequivalent für die erübrigende Dauer desjenigen Zeitraumes, 
für welchen die Vorfchreibung erfolgte, erhöht, beziehungsweiſe herab⸗ 
gemindert (Finanz⸗Miniſterialerlaß vom 30. März 1852, Z. 17.071). 


9) Nach den Hofkammerdecreten vom 20. October 1840, Z. 41.287, 5. No⸗ 
vember 1842, Z. 37.526, und 20. April 1843, Z. 2575, welche zwar zum Geſetze 
vom 27. Jänner 1840 erlaſſen worden ſind, aber trotzdem noch von Bedeutung 
ſind, genießen folgende öffentliche Anſtalten und Fonde als vom Staatsſchatze 
dotirte die Gebührenfreiheit: Der Religionsfond, der Studienfond, der Normal⸗ 
und Realſchulfond, der Criminalfond, der Straßen- und Waſſerbaufond, der 
Militärbequartierungs⸗ und der Invalidenfond, der katholiſche Dotationsfond in 
der Bukowina, das höhere weltprieſterliche Bildungsinſtitut zum heiligen Auguſtin 
und die proteſtantiſch⸗theologiſche Lehranſtalt in Wien, das polytechniſche Inſtitut, 
die Forſtlehranſtalt in Martabrunn, die Impf-, Findel⸗, Gebär⸗ und Irrenanſtalt, 
der kliniſche Fond und das Thierarznei⸗Inſtitut; dagegen nicht die Landesfonde, 
der Domeſticalfond, die Handels⸗ und Gewerbekammern und andere öffentliche 
Anſtalten. (Hofkammerdecrete vom 20. October 1840, Z. 4140, und 23. October 
1840, Z. 42.472.) 


Beim Gebührenäquivalente findet kein Gebührennachlaß nach 
Maßgabe des Zeitraumes, welcher ſeit der zuletzt vorhergegangenen 
Vermögensübertragung verfloſſen iſt, ftatt, wie er bei der 11/,- und 
Zpercentigen Immobilargebühr eintritt (Finanz⸗Miniſterialerlaß vom 
29. Juli 1850, 3. 20.307). 

Die Gegenſtände, welche durch die obeitirten Geſetze vom Jahre 
1850 dem Gebührenäquivalente unterworfen wurden, ſind die im Be⸗ 
ſitze der genannten Perſonen befindlichen unbeweglichen Güter, welche 
eine Rente gewähren, ohne Unterſchied, ob ſie vor oder während der 
Wirkſamkeit dieſer Gebührengeſetze erworben worden ſind, und ohne 
Rückſicht auf die rechtliche Natur des Beſitzes, derſelbe mag auf einem 
vollſtändigen oder unvollſtändigen Eigenthumsrechte, auf einem Lehens⸗ 


verhältniſſe oder auf dem Rechte des Fruchtgenuſſes oder des Gebrauches 


(Finanz⸗Miniſterialerlaß vom 30. März 1852, 
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beruhen (Finanz⸗Miniſterialerläſſe vom 30. September 1851, Z. 16.173, 
und vom 4. April 1852, 3. 616). 


Auch der Umſtand, daß der Aequivalentspflichtige den Gebrauch 
oder den Fruchtgenuß des Gegenſtandes an eine dritte Perſon überlaſſen 
hat, enthebt ihn nicht von der Entrichtung des Gebührenäquivalentes 
(Finanz⸗Miniſterialerlaß vom 30. März 1852, 3. 11.213). Selbſt 
der Beſitz des Obereigenthums einer unbeweglichen Sache allein begründet 
keine Ausnahme von der Entrichtung des Gebührenäquivalentes (Finanz⸗ 
Miniſterialerlaß vom 15. December 1852, 3 46.201). 

Im Allgemeinen gehören hieher alle der Grund- und 10) Ge⸗ 
bäudeſteuer unterworfenen Gegenſtände. In gegenſtändlicher Beziehung 
ſind daher vom Gebührenäquivalente nur jene Ausnahmen zuläſſig, 
welche bezüglich dieſer Steuerarten ſtattfinden (Finanz⸗Miniſterialerlaß 
vom 19. Mai 1853, 8. 18.803). 

Als eine Rente gewährende unbewegliche Sache ſind nicht blos 
jene anzuſehen, welche unmittelbar einen Ertrag abwerfen, ſondern auch 
jene, deren Ertrag oder Benützung einem Dritten, dem der Aequivalent⸗ 
pflichtige zu einem Entgelte, z. B. für Dienſtleiſtungen, verpflichtet iſt, 
überlaſſen wird, wenn nicht dieſe entgeltlichen Leiſtungen ſich als 
Bewirthſchaftungskoſten darſtellen, welche bei Veranſchlagung des Geſammt⸗ 
werthes berückſichtigt werden müſſen (Finanz⸗Miniſterialerlaß vom 29. Juli 
1850, Z. 20.307). 

Welche Sachen als un beweglich anzuſehen find, beſtimmen die 
bürgerlichen und politiſchen Geſetze. Hiernach ſind auf Realitäten ſicher⸗ 
geſtellte Forderungen als unbewegliche Sachen nicht anzufehen. Gewerbe 
können nur dann als Beſtandtheile unbeweglicher Sachen betrachtet 
werden, wenn ſie auf einer ſolchen Sache haften (radicirt find) und 
wo öffentliche Bücher über den Beſitz und das Eigenthum unbeweg⸗ 
licher Sachen beſtehen, in denſelben eingetragen ſind, oder aber nach 
den Landesgeſetzen mit dem Beſitze unbeweglicher Sachen verbunden 
ſind, wie z. B. das Recht zur Bier⸗ und Branntweinerzeugung. 

Gewerbsrechte, welche keinen Beſtandtheil eines unbeweglichen 
Beſitzſtandes bilden oder aber den Gemeindegliedern nur im Grunde 
ihres dem Gebührenäquivalente nicht unterliegenden Beſitzes zuſtehen, 
find kein Gegenſtand des Gebührenäquivalentes. 

Grunddienſtbarkeiten können gleichfalls nicht als für ſich beſte⸗ 
hende bewegliche Sachen angeſehen werden, ſondern müſſen, da ſie deu 
Werth der herrſchenden Sache erhöhen, jenen der dienenden aber ver⸗ 
mindern, bei der Werthsbeſtimmung der Sache berückſichtigt werden. 
Die Entſchädigungen ſür die Entlaſtung des Grundes und Bodens, ſie 
mögen als Forderung oder als Schuldigkeit haften, haben bei der 
Rechtsbeſtimmung der unbeweglichen Sache unberückſichtigt zu bleiben 
(F. M. E. vom 30. März 1852, Z. 11.231). 

Außerdem find kein Gegenſtand des Gebührenäquivalentes: Ge⸗ 
bäude zu öffentlichen Zwecken, als Kirchen, Schulen, Armenhäuſer, 
Spitäler (F. M. E. vom 3. Februar 1852, Z. 1101) und das äqui⸗ 
valentpflichtigen Perſonen blos zu vorübergehenden Zwecken oder auf 
eine beſchränkte Zeit überlaſſene Vermögen (F. M. E. vom 30. März 
1852, Z. 8383). 

(Schluß folgt.) 


10) Ueber die Bedeutung dieſes Wörtchens ſiehe F. M. E. vom 14. Sep⸗ 
tember 1852, Z. 32.007. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die gemeindliche Ausweiſung einer Perfon aus dem Gemeinde⸗ 
gebiete kann nur auf Grund eines Beſchluſſes des Gemeinde⸗ 
ausſchuſſes verfügt werden. 

Ueber das Berufungsrecht gegen derlei Ausweiſungen. 

Mit dem Erkenntniſſe des Stadtmagiſtrates in V. vom 10. April 
1883, 8. 1385, wurde Alois K. aus O., wohnhaft in V., wegen 
Erwerbs⸗ und Subſiſtenzloſigkeit und beſcholtenen Lebenswandels nach 
§ 10 des Gemeindegeſetzes vom 15. März 1864 für Kärnten ſammt 
Familie aus dem Gebiete der Stadtgemeinde V. für immerwährende 
Zeiten ausgewieſen. 

Die gepflogenen Erhebungen haben ergeben, daß die Ausweiſung 
des Alois K. aus der Stadtgemeinde V. nicht auf Grund eines 
Ausſchußbeſchluſſes, ſondern durch vom Bürgermeiſter und zwei Gemeinde⸗ 
räthen gefälltes Erkenntniß vor ſich gegangen iſt. 

Die Gemeindevorſtehung berichtete, daß dieſe Strafverfügung 
gemäß des nach $ 57 der Gemeindeordnung vom 15. März 1864 
dem Gemeindevorſteher und zwei Gemeinderäthen zuſtehenden Strafrechtes 
geſchah und zwar mit Bezug auf § 10 der Gemeindeordnung. Einen 
Ausſchußbeſchluß einzuholen, ſei nicht für nöthig erachtet worden. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat über den Recurs des 
Alois K. unterm 20. Februar 1884, 3. 1418, nachſtehend entſchieden: 

„Das Miniſterium des Innern findet über den Recurs des 
Alois K. gegen die Entſcheidung der k. k. Landesregierung vom 
18. Juni 1883, 3. 4729, mit welcher in Beſtätigung der Entſcheidung 
der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in V. vom 20. April 1883, Z. 5347, 
der Beſchwerde des Recurrenten gegen die von der Stadtgemeindevor⸗ 
ſtehung in V. unterm 10. April 1883, Z. 1385, verfügte Ausweiſung 
keine Folge gegeben worden iſt, ſowohl die Ausweiſungs verfügung der 
Gemeindevorſtehung, als auch die angeführten Entſcheidungen der k. k. 
Bezirkshauptmannſchaft V. und der k. k. Landesregierung zu beheben 
und anzuordnen, daß die Angelegenheit an den Gemeindeausſchuß, als 
an das hierüber zuerſt zur Beſchlußſaſſung berufene Organ, geleitet werde. 

Denn zur Ausübung des der Gemeinde nach § 10 der Gemeinde⸗ 
ordnung vom 15. März 1864, L. G. Bl. Nr. 5 für Kärnten, zuſte⸗ 

henden Ausweifungsrechtes iſt im Sinne des § 27 der Gemeindeord⸗ 
nung der Gemeindeausſchuß als das nach § 29 G. O. beſchließende 
Organ der Gemeinde competent und unterliegt dieſes Ausweiſungsrecht 
nur inſoferne einer ausnahmsweiſen Behandlung, als der Recurszug 
ausſchließlich an die politiſchen Behörden ſtatuirt iſt. 

Es mußte ſonach, nachdem vorliegenden Falles lediglich eine Ver⸗ 
fügung von Seite der Gemeindevorſtehung getroffen wurde, daher auch 
die geſetzliche Grundlage, auf welcher eine höhere, inſtanzmäßige Ent⸗ 
ſcheidung erfolgen konnte, nicht vorhanden iſt, die Reaſſumirung der 
Verhandlung in der bezeichneten Weiſe angeordnet werden, damit die 
für die Ausübung des Ausweiſungsrechtes geſetzlich vorgeſchriebenen 
Formen eingehalten werden. 

Gleichzeitig wird die k. k. Landesregierung bezüglich -der in der 
angefochtenen Entſcheidung enthaltenen Bemerkung, daß "eine weitere 


Berufung nach der Miniſterialverordnung vom 27. October 1859, 


R. G. Bl. Nr. 169, unzuläſſig ſei, bedeutet, daß das im § 10 der 
Gemeindeordnung normirte Ausweiſungsrecht nicht als eine localpolizei⸗ 
liche Anordnung im Sinne der obigen Miniſterialberordnung angeſehen 
und demzufolge in Fällen der Ausweiſung die Berufung eventuell auch 
gegen gleichlautende Entſcheidungen an die Miniſterialinſtanz ergriffen 
werden kann.“ H 


Geſetze und Berordnungen. 
1883. II. Semeſter. 
Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für Dalmatien. 
XII. Stück. Ausgeg. am 20. October. 

38. Erlaß der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 9. September 1883, 
Z. 14.000, betreffend die Beurlaubung der wehrpflichtigen theologiſchen Candidaten 
zur Fortſetzung ihrer Studien. 

39. Geſetz vom 4. September 1883, wirkſam für das Königreich Dalmatien, 
betreffend die Sicherſtellung der Zahlung von Gemeindeſchulden. 

40. Verordnung des Ackerbauminiſteriums im Einvernehmen mit dem 
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Miniſterium des Innern vom 27. Juli 1883 (R. G. Bl. Nr. 137), betreffend 
das forſttechniſche Perſonal der politiſchen Verwaltung. 


XIII. Stück. Ausgeg. am 24. November. 

41. Geſetz vom 6. October 1883, giltig für das Königreich Dalmatien, 
womit der § 86 der Gemeindeordnung vom 30. Juli 1864 (L. G. Bl. vom 
Jahre 1865 Nr. 1) abgeändert wird. 

42. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 22. October 
1883, Z. 17.458, betreffend die Einhebung von Zuſchlägen zur Geſammtſchuldigkeit 
der directen Steuern in der Gemeinde Mue für das Jahr 1883. 

43. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 23. October 
1883, Z. 2973 pr., betreffend die Entwaffnung des Dorfes Brevilacqua in dem 
politiſchen Bezirke Zara. 

44. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 7. November 
1883, Z. 18.224, betreffend die Ermächtigung der Gemeinde Zara zur Einhebung 
einer Taxe von 25 fl. für die ausdrückliche Aufnahme in ihren Heimatsverband. 

45. Verordnung des Geſammtminiſteriums vom 9. December 1883, mit 
welcher die auf Grund des Geſetzes vom 6. Mai 1869 (R. G. Bl. Nr. 66) für 
die Gebiete der Bezirkshauptmannſchaften Metkovie und Raguſa getroffenen Aus⸗ 
nahmsverfügungen aufgehoben werden. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die gefürſtete Graffchaft Tirol 
und das Land Vorarlberg. 


VII. Stück. Ausgeg. am 25. Juli. 

20. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 6. Juli 1883 (3. 11.748— 
Sanität), womit im Einvernehmen mit den Landesausſchüſſen von Tirol und 
Vorarlberg eine Inſtruction, betreffend die Durchführung der Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 30. April 1870, R. G. Bl. Nr. 68, über die dem Wirkungskreiſe 
der Gemeinden zugewieſene Geſundheitspolizei verlautbart wird. 


VIII. Stück. Ausgeg. am 31. Juli. 

21. Abdruck von Nr. 53 R. G. Bl. 

22. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 8. Juni 
1883, Z. 10.618, zur Durchführung des Geſetzes vom 2. Mai 1883, R. G. Bl. 
Nr. 53, womit einige Beſtimmungen des Geſetzes vom 14. Mai 1869, R. G. Bl. 
Nr. 62, abgeändert werden. 

23. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 17. Juli 1883 (Z. 14.038 — 
Militär), betreffend die Landwehrdienſtpflicht der Erſatzreſerviſten der Kriegsmarine. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Dr. Alfred Braunhofer 
Edlen von Braunhof in Leoben den Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtverwalter Johann V. Kratky in 
Marienbad, dem Poſthauptcaſſier Leopold Janda in Innsbruck und den Poſt⸗ 
verwaltern Franz Heiſinger in Leitmeritz und Emanuel Houska in Warns⸗ 
dorf das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone, ferner den Poſtofficialen Wilhelm 
Zeiſchka in Auſſig, Karl O. Joſeph Broſch in Wildenſchwert und Heinrich 
Lorenz in Pardubitz, dann den Poſtaſſiſtenten Karl Heyer in Prag und Karl 
Möſer in Komotau das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bergdirections⸗Concipiſten Friedrich Cerny 
den Titel und Charakter eines Bergdirectionsſecretärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtaſſiſtenten Michael Tedeschi das goldene 
Verdienſtkreuz mit. der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Bauadjuncten Sigismund Dawid und Franz Piszezek zu Ingenieuren für den 
Staatsbaubienſt in Galizien ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bauadjuncten Karl Pompe zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Tirol 
ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtſecretär Adalbert Kulhanek zum Poſt⸗ 
rathe und den Oberpoſtcommiſſär Alois Wonaſek zum Poſtſecretär in Prag 
ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Franz Riegel zum Ober⸗ 
pofteontrolor in Prag ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtſecretär Johann Lados in Lemberg 
zum Poſtrathe daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 

Hausarztesſtelle im k. k. Waiſenhauſe in Wien mit 1200 Gehalt, Quin⸗ 
quennalzulage, Activitätszulage pr. 200 fl. und Naturalwohnung, bis Mitte 
September. (Amtsbl. Nr. 191.) ; 

Kanzliſtenſtelle bei der k. k. Statthalterei in Prag, bis Ende September. 
(Amtsbl. Nr. 191.) 


Diezu als Beilage: Bogen 16 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


